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Einleitung 

I . Darstellung der Problematik 

Betrachtet man die gegenwärtigen Tendenzen in den Bestrebungen zur 
Einführung und Erweiterung der Beschäftigtenmitbestimmung im Bereich 
der öffentlichen  Verwaltung, so fällt auf, daß z.Z. verstärkt auf die Einfüh-
rung/Erweiterung von Beteiligtenrechten in den mit Leitungs- bzw. Kon-
trollfunktionen ausgestatteten Kollegialorganen öffentlich-rechtlich  orga-
nisierter Einrichtungen und Unternehmen1 hingewirkt wird - zu erwähnen 
sind hier insbesondere die Eigenbetriebe,2 Sparkassen und Landesbanken,3 

Museen,4 Theater,5 Volkshochschulen6 und nicht zuletzt der Rundfunk. 7 Ein 
anderer Ausschnitt aus der allgemeinen Diskussion um die Beschäftigten-
mitbestimmung im Bereich der öffentlichen  Verwaltung - die unterneh-
mensbezogene Mitbestimmung in privatrechtlich organisierten Unterneh-
men des Daseinsvorsorgebereichs, insbesondere der Gemeinden - findet 
dagegen gegenwärtig weder im gesellschaftlich-politischen, noch im rechts-
wissenschaftlichen Bereich nennenswertes Interesse.8 

Dabei war in der Zeit um 1970 gerade dieser Ausschnitt der Mitbestim-
mungsproblematik von erheblicher politischer und rechtlicher Aktualität.9 

1 Vgl. allgemein Bieback,  S. 7 ff. 
2 Vgl. das nordrhein-westfälische  Mitbestimmungs-Artikelgesetz v. 26. 6.1984, .GV 

NW S. 362; dazu Püttner,  Gutachten S. 27ff.;  ders.,  DVBl. 84, 168ff.;  Tettinger,  Mi t -
bestimmimg S. 11 ff.;  Rehn /  Cronauge,  § 93 Anm. IV 1; VGH/NW Sparkasse 86, 509; 
dazu Fischer,  Sparkasse 86, 532ff.;  Püttner,  DVBl. 86,1198f.; vgl. außerdem die The-
sen des Deutschen Gewerkschaftsbundes zur Mitbestimmung in öffentlich-recht-
lichen Unternehmen und Einrichtungen v. 5.7.1983, hekt. sowie den schon früher 
erschienenen Beitrag von Tofaute,  S. 183 ff.;  198ff. 

3 Zur Mitbestimmung in den öffentlich-rechtlichen  Sparkassen sowie den Landes-
banken vgl. die Übersicht bei Tettinger,  Mitbestimmung S. 13 ff.  sowie die Nachw. in 
FN 2. 

4 Vgl. Ipsen, DVBl. 82, 112 m.w.N.; Tofaute,  S. 194; Püttner,  DVBl. 88, 357. 
5 Vgl. BVerwG DVBl. 81, 1054 m. Anm. Ladeur;  Ipsen, DVBl. 82, 112 m.w.N.; 

Ossenbühl,  DÖV 83, 785; Püttner,  DVBl. 88, 357. 
6 Vgl. Losch /  Gerber,  S. 271 m.w.N. in FN 2, 3; Püttner,  DVBl. 88, 357. 
7 Vgl. Ipsen, Mitbestimmung im Rundfunk S. 15ff.; ν . Boecklin,  S. 6ff.;  Hoffmann-

Riem,  S. 44ff.,  66ff.;  Bethge,  Verfassungsprobleme S. 33ff.;  Kubier,  S. 15ff. 
8 Ähnlich die Einschätzung der Situation bei Püttner,  Die öffentlichen  Unterneh-

men S. 138; ders.,  ZögU 84, 227ff.;  Ehlers,  JZ 87, 218. 
9 Für die vorwiegend (rechts)politischen Äußerungen vgl. nur die Zusammenstel-

lung bei Zeller;  für den rechtswissenschaftlichen Bereich vgl. die umfangreichen 
Nachweise bei Raiser,  Mi tG § 1 Rdnr. 10; vgl. auch die Schilderungen bei Wössner, 
S. 29ff.;  Raiser,  RdA 72, 66; Tofaute,  S. 186/7, 191f.; Püttner  in: HKWP Bd. 5 S. 186. 
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Da die Forderung nach Ausdehnung der drittelparitätischen Mitbestim-
mung des Betriebsverfassungsgesetzes  195210 in der Privatwirtschaft  zu 
dieser Zeit aufgrund einer Absprache der damaligen Regierungsparteien des 
Deutschen Bundestages in absehbarer Zeit nicht realisierbar erschien,11 ver-
suchten insbesondere die Gewerkschaften 12, ihre Bestrebungen hinsichtlich 
einer Mitbestimmungserweiterung über den Umweg der kommunalen 
Unternehmen in Privatrechtsform  voranzutreiben,13 diese als „Schrittma-
cher"14 einzusetzen, um auf diese Weise einen „Modellfal l" 15 für ihre Forde-
rung zu schaffen. 16 Dabei wurde regelmäßig - quasi in zweistufiger Weise -
dergestalt vorgegangen, daß zunächst die Gemeindevertretung den Beschluß 
faßte („1. Stufe"), die nach dem Betriebsverfassungsgesetz  1952 vorge-
sehene Mitbestimmungsquote der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten der 
städtischen Eigengesellschaften auszuweiten. Im Anschluß daran erfolgte als 
zweiter Schritt („2. Stufe") - entweder aufgrund einer zuvor begründeten 
rechtsgeschäftlichen Verpflichtung oder aber mittels eines bloß tatsächli-
chen Verhaltens („freiwillig/rechtsgeschäftlich")  - unter Überlassung eines 
Teils der gemeindlichen Sitze im Aufsichtsrat  die Bestellung so vieler (wei-
terer) Arbeitnehmervertreter,  bis eine (fast) gleichmäßige Besetzung des 
Aufsichtsrats mit Arbeitnehmern und Gemeindevertretern erreicht war. 17 

Neben diesen Fällen der Erweiterung von gesetzlichen Mitbestimmungsbe-
fugnissen fanden und finden sich Städte, die auf die vorstehend skizzierte 
Weise in an sich keiner gesetzlichen Mitbestimmungsregelung unterliegen-
den Unternehmen eine unternehmensbezogene Mitbestimmung mit unter-
schiedlichen Beteiligungsquoten eingeführt  hatten bzw. haben.18 

Mit Erlaß des Mitbestimmungsgesetzes von 197619 und der verfassungs-
rechtlichen Bill igung dieses Gesetzes durch das Bundesverfassungsgericht 
im Jahre 197920 ließ das Interesse an den Problemen, die durch diese freiwil-

1 0 (Vom 11.10.1952, BGBl. I. S. 681) in Richtimg auf eine hälftige Arbeitnehmerbe-
teiligung vergleichbar den Regelungen des § 4 Montan-Mitbestimmungsgesetz (v. 
21.5.1951, BGBl. I S. 347) sowie des §5 Mitbestimmungsergänzungsgesetz (v. 
7.8.1956, BGBl. IS . 707). 

11 Duden,  S. 29/30; Raiser , RdA 72, 65. 
1 2 Vgl. die Rahmenempfehlung des Hauptvorstandes der Gewerkschaft  ÖTV für die 

Ausweitung der Mitbestimmung in den Eigengesellschaften der Gebietskörperschaf-
ten v. 25./26.5.1970; abgedr. bei Zeller,  S. 45. 

1 3 In diesem Sinn der damalige stellvertretende Vorsitzende der Gewerkschaft 
ÖTV, K.-H.  Hoffmann,  in: Der Arbeitgeber 1970 S. 593. 

14 Duden,  S. 30. 
1 5 Mitbestimmung im öffentlichen  Dienst, Drei Modellentwürfe der Gewerkschaft 

ÖTV, abgedr. bei Zeller,  S. 17ff.; Berner,  S. 32; K.-H.  Hoffmann  bei Zeller,  S. 85; H. P. 
Schneider,  S. 599. 

1 6 Ähnlich Raiser,  RdA 72, 65; Leisner,  Mitbestimmung S. 16; Püttner  in: HKWP 
Bd. 5 S. 186. 

1 7 Vgl. näher zu diesem Verfahren  unten 1. Teil, II., 2. 
1 8 Vgl. näher unten 1. Teil, II., 1., b). 
1 9 Vom 4.5.1976, BGBl. I, S. 1153. 
2<> BVerfGE 50, 290ff. 
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lig/rechtsgeschäftliche Einführung bzw. Erweiterung unternehmensbezoge-
ner Mitbestimmung aufgeworfen  worden waren, schlagartig nach.21 Dies 
mag zum einen darin begründet gewesen sein, daß die maßgeblichen Init ia-
toren, die Gewerkschaften, die gesteckten Ziele durch den Erlaß des Mitbe-
stimmungsgesetzes 1976 und das Urtei l des Bundesverfassungsgerichts  für 
erreicht hielten.22 Zum anderen war man aber möglicherweise auch der Auf-
fassung, daß sich mit dem Erlaß des Gesetzes und dessen verfassungsge-
richtlicher Billigung die aufgetretenen Probleme von selbst erledigt hätten23 

- eine solche Auffassung  wäre jedoch in zweifacher Hinsicht verfehlt: 24 

- das Bundesverfassungsgericht  hatte sich bei der Untersuchung der Ver-
fassungsmäßigkeit der Mitbestimmungsgesetzes 1976 nicht mit den oben 
geschilderten Sachverhalten auseinanderzusetzen, so daß das Urteil dazu 
- man mag dies bedauern25 - konsequenterweise auch keinerlei Aussagen 
enthält;26»27 

- da das Mitbestimmungsgesetz 1976 allein für Unternehmen mit mehr als 
2000 Arbeitnehmern gilt (§11 Nr. 2 MitG 76), fallen zumindest alle dieje-
nigen Eigengesellschaften aus dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes 
heraus, die die genannte Arbeitnehmerzahl nicht erreichen;28 soweit diese 
kleinen und mittleren Unternehmen jedoch einer freiwillig/rechtsge-
schäftlichen Mitbestimmungsregelung oben geschilderter Art zugeführt 
worden sind, gelten die 1970 aufgeworfenen  Fragen dagegen in gleicher 
Weise fort. 29 

2 1 So auch Scholz,  ZBR 80, 297; Püttner,  ZögU 80, Beiheft 3, S. 71; ders.,  ZögU 84, 
227; ders.,  DVBl. 84, 165; ders.,  Selbstverwaltung S. 171; vgl. auch Tofaute,  S. 192. 

2 2 So auch Püttner,  ZögU 80, Beiheft 3, 71; ders.,  ZögU 84, 227; vgl. auch seine Dar-
stellung der Entwicklung in: Die öffentlichen  Unternehmen S. 138/9. 

2 3 Vgl. Berner,  S. 33. 
2 4 Ähnlich Scholz,  ZBR 80, 297; Hoffmann-Riem,  S. 73; Püttner,  Gutachten S. 6. 
2 5 So Scholz,  ZBR 80, 297. 
2 6 Ebenso Scholz,  ZBR 80, 297; Püttner,  DVBl. 84, 166; ders.  in: HKWP Bd. 5 

S. 189; ders.,  Die öffentlichen  Unternehmen S. 9; Ehlers,  JZ 87, 225. 
2 7 Diese Feststellung besagt jedoch nicht, daß das Urteil für die in Rede stehenden 

Sachverhalte völlig ohne Bedeutung wäre; ebenso Scholz,  ZBR 80, 297. 
2 8 Dies sind nach den Angaben von Berner,  S. 33 FN 2 aber die Mehrzahl insbeson-

dere der kommunalen Verkehrs- und Versorgungsbetriebe - nach Berner  sind von ca. 
300 Unternehmen nur etwa 25 vom Mitbestimmungsgesetz 1976 betroffen. 

2 9 Vgl. auch Ahrens,  S. 57; interessant ist auch die von Berner,  S. 120 aufgeworfene 
Frage, ob das Mitbestimmungsgesetz 1976 es den Gemeinden verbietet, in Eigenge-
sellschaften, die nicht in den Anwendungsbereich des Mitbestimmungsgesetzes 1976 
fallen, eine Mitbestimmungssituation zu schaffen,  die der des Mitbestimmungsgeset-
zes 1976 entspricht. 

Nicht geklärt ist weiterhin die Frage, ob die gesetzlichen Mitbestimmungsregelun-
gen, insbesondere die des Mitbestimmungsgesetzes 1976, angesichts der im Bereich 
der kommunalen Eigengesellschaften des Daseinsvorsorgebereichs hinsichtlich deren 
Organisationsstruktur zu beachtenden grundgesetzlichen Anforderungen  (vgl. dazu 
unten 2. Teil, 1. Abschnitt sowie Stober,  S. 452ff.;  BGH NJW 85, 197 (200 r. Sp.)) bei 
derartigen Unternehmen überhaupt Geltung beanspruchen können (diese Frage wird, 
allerdings ohne nähere Begründung, weitgehend bejaht, vgl. nur Püttner,  DVBl. 84, 


